Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Antrag 

der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


VN-Menschenrechtskonferenz in Berlin 1993 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit dem Beitritt der beiden deutschen Staaten zu den Ver- 
einten Nationen haben alle Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland der Menschenrechtspolitik auf VN-Ebene hohe 
Priorität eingeräumt. 

Im Verbund mit ihren Partnern ist es den wechselnden 
Bundesregierungen gelungen, ein international glaubwürdi- 
ges und konsequentes Bild deutscher Menschenrechtspolitik 
zu zeichnen und während der vergangenen zwanzig Jahre die 
Instrumente und Standards des internationalen Menschen- 
rechtsschutzes über die beiden Menschenrechtspakte hinaus 
mit Beharrlichkeit und Überzeugung weiterzuentwickeln. 

Auf der Ebene der Pakte und internationalen Vereinbarungen 
ist inzwischen weltweit ein Standard erreicht worden, der es 
angesichts der realen Menschenrechtsverletzungen in unge- 
zählten Staaten der Erde dringend geboten erscheinen läßt, 
die Mechanismen zur Durchsetzung verbriefter und global 
akzeptierter Menschenrechte nachhaltig zu verbessern. 

Die für 1993 geplante VN-Menschenrechtskonferenz ist als 
ein wichtiger Schritt auf diesem Wege anzusehen. Sie hat 
deshalb für die faktische Verbesserung und Durchsetzung der 
Menschenrechte eine größere Bedeutung als die meisten 
Menschenrechtskonferenzen auf VN-Ebene vor ihr. 

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat mit 
Bedacht und in großem Vertrauen auf die symbolische Kraft 
Berlin als Tagungsort für diese Konferenz gewählt: 

Berlin 1993, an der Schnittstelle der Überwindung des frühe- 
ren Ost/West-Gegensatzes, kann zur Zeit wie keine andere 
Stadt des industrialisierten Nordens das ernsthafte Angebot an 
die Dritte und Vierte Welt verkörpern, sich auf tragbare, uni- 
versale Werte zu verständigen, die der Weltgemeinschaft hel- 
fen könnten, den Herausforderungen des neuerwachsenden 
Nord/Süd-Gegensatzes weit über die eigentliche Menschen- 
rechtsproblematik hinaus zu begegnen. 
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Der Deutsche Bundestag hat in seiner Aktuellen Stunde am 
21. Februar 1992 quer über alle Parteigrenzen hinweg mit 
großem Ernst die Folgen der Entscheidung der Bundesregie- 
rung diskutiert, die Menschenrechtskonferenz in Berlin 1993 
abzusagen. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß weder die Ausführun- 
gen des Auswärtigen Amtes im Kontext dieser Debatte noch 
alle seither bekanntgewordenen Erklärungsversuche der Bun- 
desregierung (insbesondere die nachgereichten Kostenpla- 
nungen des Amtes) geeignet erscheinen, die politische Trag- 
weite dieses negativen Beschlusses zu rechtfertigen. 

Keine andere vergleichbare internationale Veranstaltung 
wäre zum gegenwärtigen Zeitpunkt besser geeignet, die 
besondere Bedeutung der europäischen Metropole Berlin und 
zugleich die Glaubwürdigkeit deutscher Menschenrechtspoli- 
tik nachhaltig zu unterstreichen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

ihrer anerkannt positiven Rolle bei der Verbesserung des 
internationalen Menschenrechtsschutzes gerecht zu werden, 
den allenthalben in diesem Kontext tradierten Vorurteilen zu 
begegnen und - um Schaden für die zukünftige Bedeutung 
deutscher Politik weltweit abzuwenden - sich erneut um die 
Austragung der VN-Menschenrechtskonferenz 1993 in Berlin 
zu bewerben. 

Bonn, den 15. März 1992 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 
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